
1

Antrag des Regierungsrates vom 30. April 2003

4071
Beschluss des Kantonsrates 
über die Genehmigung der Änderung der Verordnung 
über die Staatsbeiträge an die Krankenpflege
(vom . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in den Antrag des Regierungsrates vom 30. April
2003,

beschliesst:

I. Die Änderung vom 30. April 2003 der Verordnung über die
Staatsbeiträge an die Krankenpflege vom 26. Februar 1968 wird geneh-
migt.

II. Mitteilung an der Regierungsrat.

Weisung

A. Ausgangslage

Die Versorgung der Bevölkerung in Spitälern wird nach der gel-
tenden Gesetzgebung gemeinsam von Staat, Gemeinden und den
Krankenversicherern getragen. Gemäss § 39 des Gesundheitsgesetzes
(GesG, LS 810.1) errichtet und betreibt der Staat zentrale Kantons-
spitäler, Heil- und Pflegeanstalten für psychisch Kranke und Spezial-
krankenhäuser, deren Einzugsgebiet sich über den ganzen Kanton
erstreckt. Die Errichtung und der Betrieb anderer Spitäler und Kran-
kenheime sind Sache der Gemeinden. Der Staat leistet gemäss § 40 des
Gesundheitsgesetzes Kostenanteile an die Investitionen und den Be-
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trieb der den Bedürfnissen der Bevölkerung dienenden Krankenhäu-
ser. Die Kostenanteile richten sich nach der finanziellen Leistungs-
fähigkeit der Gesuchsteller. Die Kostenanteile für kommunale und
regionale Krankenhäuser werden dabei nach § 27 der Verordnung über
Staatsbeiträge an die Krankenpflege (Beitragsverordnung, LS 813.21)
nach dem Finanzkraftindex der zum Einzugsgebiet gehörenden Ge-
meinden abgestuft. In § 29 der Beitragsverordnung sind die geltenden
Kostenanteilsätze nach dem Finanzkraftindex der zum Einzugsgebiet
gehörenden Gemeinden abgestuft.

Der mittelfristige Ausgleich der Laufenden Rechung für die Peri-
ode 2000–2007 war bereits mit dem Konsolidierten Entwicklungs- und
Finanzplan (KEF) 2003–2006 vom 11. September 2002 mit einem ku-
mulierten Aufwandüberschuss von rund 800 Mio. Franken nicht ge-
währleistet. Insbesondere im Gesundheitsbereich führen unter ande-
rem die Auswirkungen von Bundesrecht, Gerichtsentscheiden und
Volksabstimmungen zu erheblich höheren Kosten. Darunter fallen die
Sockelbeiträge an die Behandlungskosten von Privat- und Halbprivat-
versicherten, die Personalmassnahmen bei den Ärztinnen und Ärzten
sowie die höheren Beiträge an die Prämienverbilligung. In der Zwi-
schenzeit mussten die geplanten Steuererträge wegen schlechterer
Konjunkturprognosen nach unten korrigiert werden. Mit dem Be-
schluss des Kantonsrates über die Senkung des Steuerfusses um fünf
Prozentpunkte verdüsterten sich die Finanzperspektiven weiter. Diese
wesentlichen Veränderungen gegenüber dem KEF vom 11. September
2002 führen in der Laufenden Rechnung der Jahre 2000–2007 zu einem
kumulierten Aufwandüberschuss von rund 2,6 Mrd. Franken. Der ge-
forderte mittelfristige Ausgleich wird weit verfehlt. Der Regierungsrat
ist nach § 6 Abs. 2 des Finanzhaushaltsgesetzes (LS 611) verpflichtet,
dem Kantonsrat Massnahmen zur dauerhaften Senkung der Ausgaben
zu beantragen. Der Regierungsrat hat deshalb bereits im letzten Jahr
das Sanierungsprogramm 04 gestartet.

Die Gesundheitsdirektion hat auf Grund der sich abzeichnenden
finanzpolitischen Entwicklung bereits im KEF 2003–2006 vom 11. Sep-
tember 2002 eine Lastenverschiebung im Umfang von 86 Mio. Franken
im Bereich der Spitalfinanzierung zu Lasten der Gemeinden als Ver-
besserungsmassnahme in der Laufenden Rechnung ab dem Jahr 2004
eingestellt. Diese Lastenverschiebung ist deshalb nicht Bestandteil der
Massnahmen des Sanierungsprogrammes 04, aber zusätzlich notwen-
dig, um den mittelfristigen Ausgleich der Laufenden Rechnung 2000–
2007 zu erreichen.
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Die finanzielle Situation der Gemeinden hat sich insbesondere in
den letzten drei Jahren sehr positiv entwickelt, was anhand der Ge-
meindesteuerfussentwicklung nachvollzogen werden kann. Die Ge-
meindesteuerfüsse (ohne Kirchen) sanken in den Jahren 1998–2002 im
Durchschnitt um insgesamt 8,4 Prozentpunkte auf 112,5% der ein-
fachen Staatssteuer, wovon sich eine Senkung um 7,5 Prozentpunkte
allein in den Jahren 2001 und 2002 ergab (siehe nachstehende Tabelle).
Der Staatssteuerfuss sank in der Periode 1998–2002 nur um drei Pro-
zentpunkte, wobei zu berücksichtigen ist, dass der Staatssteuerfuss nur
alle drei Jahre verändert werden kann.

Viele Gemeinden haben für das Jahr 2003 ihre Ansätze nochmals
herabgesetzt, insbesondere auch weil der Durchschnitt der Steuerfüsse
um zwei Prozent gefallen ist. Die endgültigen Werte und Veränderun-
gen für alle Gemeinden, die Bezirke und Regionen sowie den gesam-
ten Kanton liegen zurzeit allerdings gemäss Mitteilung des Statisti-
schen Amtes noch nicht vor. Dies wird erst im Verlaufe des Monats
Mai 2003 der Fall sein.

Die mittelfristige finanzielle Entwicklung der Gemeindehaushalte
wird jedoch wie diejenige des Staates wesentlich durch die weitere
wirtschaftliche Entwicklung und die entsprechenden Auswirkungen
auf die Steuererträge bestimmt werden.
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Die Gemeinden werden zu einem wesentlichen Teil auf Grund des
am 1. Januar 1996 in Kraft getretenen Krankenversicherungsgesetzes
(KVG, SR 823.10) sowie insbesondere seit dem Inkrafttreten des
Einführungsgesetzes zum Krankenversicherungsgesetz (EG KVG,
LS 832.01) am 1. Januar 2001 im Gesundheitsbereich erheblich finan-
ziell entlastet. Gemäss § 14 EG KVG werden die Prämien von Personen,
die Ergänzungsleistungen und Beihilfen zur AHV/IV beziehen, mit
diesen Leistungen verbilligt. Die über diese Leistungen ausgerichteten
Prämienverbilligungen werden den auszahlenden Gemeinden seit 1. Ja-
nuar 2001 durch den Staat zurückerstattet. Ebenfalls erstattet der Staat
den Gemeinden seit diesem Zeitpunkt die Aufwendungen gemäss § 18
EG KVG zu Lasten der Prämienverbilligung zurück, die den Gemein-
den auf Grund der Verpflichtung zur Übernahme der durch die Prä-
mienverbilligung nicht gedeckten Prämien von denjenigen Personen er-
wachsen, bei denen das nach dem Sozialhilferecht berechnete soziale
Existenzminimum nicht gewährleistet ist. Die Prämienverbilligung be-
ziehungsweise Prämienübernahme für Bezügerinnen und Bezüger von
Ergänzungsleistungen sowie für Empfängerinnen und Empfänger von
Sozialhilfe hat 2001 bei der Gesundheitsdirektion zu einem Aufwand
für den Staat von 62 Mio. Franken geführt. 2002 wird sich der Anteil
des Kantons mutmasslich auf rund 70 Mio. Franken belaufen. Für 2003
sind 75 Mio. Franken veranschlagt, für 2004 82 Mio. Franken.

Die Sicherstellung der Gesundheitsversorgung ist gemäss § 1 GesG
Aufgabe des Staates und der Gemeinden, wobei nach § 39 GesG der
Staat zentrale Spitäler errichtet und betreibt, die Errichtung und der
Betrieb anderer Spitäler jedoch Sache der Gemeinden ist. Im Entwurf
zum neuen Gesundheitsgesetz wird diese Aufgabenverteilung so prä-
zisiert, dass der Staat nach Massgabe der kantonalen Spitalplanung
und Spitalliste die bedarfsgerechte stationäre Versorgung in speziali-
sierten und hoch spezialisierten Akutspitälern sicherstellt und dass die
Gemeinden nach Massgabe der kantonalen Spitalplanung und Spital-
liste die bedarfsgerechte stationäre Versorgung in für die Grund-
versorgung eingerichteten Akutspitälern sicherstellen, wobei sich der
Staat weiterhin an der Finanzierung der für die Grundversorgung
eingerichteten Akutspitäler entsprechend der finanziellen Leistungs-
fähigkeit der Gemeinden beteiligt. Die Gesundheitsdirektion stellt mit
dem im Rahmen der leistungsorientierten Spitalfinanzierung ange-
wendeten Benchmarkingverfahren sicher, dass betriebliche Effizienz-
steigerungspotenziale in den Spitälern ausgeschöpft werden. Vor dem
Hintergrund der Pflicht der Sicherstellung der Gesundheitsversorgung
durch den Staat und die Gemeinden sowie der mittelfristigen Entwick-
lung der Laufenden Rechnung des Kantons ist eine Verschiebung im
Bereich der Spitalfinanzierung zu Lasten der Gemeinden notwendig
und vertretbar.
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B. Die neue Beitragsregelung

Die Kostenanteilsätze an die kommunalen und regionalen Akut-
spitäler im Sinne der §§ 26 ff. der Beitragsverordnung sind nach dem
Finanzkraftindex der zum Einzugsbereich gehörenden Gemeinden abge-
stuft. Sie liegen zurzeit für alle Arten von Kosten einheitlich zwischen
37 und 81% (§ 29 Abs. 1 Beitragsverordnung). Gemäss Hochrechnung
für das KEF-Jahr 2004 ist bei den beitragsberechtigten kommunalen
und regionalen Akutspitälern mit einem Defizit von 560 Mio. Franken
zu rechnen. An dieses Defizit hat der Staat gemäss den geltenden Kos-
tenanteilsätzen (§ 29 Beitragsverordnung) einen Beitrag von 324 Mio.
Franken zu leisten.

Nach der neuen Regelung sollen die Kostenanteile an den jähr-
lichen Überschuss der Betriebsaufwendungen (§ 9 Ziffer 3 Beitrags-
verordnung) sowie die Kosten von Anschaffungen und Unterhalt (§ 9
Ziffer 2 Beitragsverordnung), die gemäss § 22 der Beitragsverordnung
zusammen mit dem Kostenanteil an den Betrieb ausbezahlt werden,
pro Beitragsstufe je um 16 Prozentpunkte gesenkt werden. Die Neu-
ordnung wird, beruhend auf den Daten für das KEF-Jahr 2004, zu
einer Entlastung des Staates von jährlich rund 90 Mio. Franken ab dem
geplanten Einführungszeitpunkt 1. Januar 2004 führen (siehe nach-
stehende Tabelle). Die Kostenanteile an Investitionen (§ 9 Ziffer 1
Beitragsverordnung) sollen unverändert beibehalten werden.
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Der Staat und die Gemeinden haben 2001 je rund die Hälfte der
Lasten in der Spitalfinanzierung (ohne Universitätsspitäler) und der
Prämienverbilligung (für Ergänzungsleistungs- und Beihilfebezüger
sowie Sozialhilfeempfänger) getragen (siehe nachstehende Tabelle).
Durch die Änderung des EG KVG hat der Staat ab 2001 die bisherigen
Gemeindeanteile in der Prämienverbilligung übernommen. Mit der
beantragten Änderung der Beitragsverordnung wird 2004 die Gleich-
verteilung der Lasten annähernd wieder erreicht.
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§ 26 des Finanzausgleichsgesetzes (LS 132.1) legt fest, dass poli-
tische Gemeinden und Schulgemeinden, die trotz den Beiträgen aus
dem Ausgleichsfonds und dem Investitionsfonds zum Ausgleich des
Haushalts Steuern erheben müssten, die mehr als fünf Steuerprozente
über dem Kantonsmittel liegen, vom Staat einen Steuerfussausgleich
erhalten. Eine detaillierte Berechnung der Auswirkungen der geplan-
ten Lastenverschiebung zu den Gemeinden von rund 90 Mio. Franken
auf den Steuerfussausgleich ist nicht möglich, da einerseits die detail-
lierten Steuerfusskennzahlen für das Jahr 2003 noch nicht vorliegen
und anderseits die Anzahl und der finanzielle Umfang der durch die
Lastenverschiebung möglicherweise neu unter den Steuerfussausgleich
fallenden Gemeinden nicht beurteilt werden kann. Eine summarische
Schätzung der Auswirkungen ergibt jedoch einen wahrscheinlichen
Zusatzaufwand des Staates im Bereich des Steuerfussausgleiches von
rund 20 bis 25 Mio. Franken bezogen auf das Jahr 2004. Dieser Zusatz-
aufwand wird hauptsächlich durch die finanzielle Situation der Spital-
region Winterthur verursacht, da einerseits der auf Grund der Lasten-
verschiebung zusätzliche Gemeindebeitrag mit rund 24 Mio. Franken
verhältnismässig hoch ist und anderseits viele Gemeinden der Bezirke
Winterthur und Andelfingen, insbesondere aber die Stadt Winterthur,
bereits heute Steuerfussausgleich vom Staat beziehen.

Die neue Beitragsregelung bedingt eine Änderung von § 29 Abs. 1
der Beitragsverordnung und bedarf der Genehmigung des Kantons-
rates (§ 83 lit. a GesG).
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Verordnung 
über die Staatsbeiträge an die Krankenpflege
(Änderung)
(vom 30. April 2003)

Der Regierungsrat beschliesst:

I. Die Verordnung über die Staatsbeiträge an die Krankenpflege
vom 26. Februar 1968 wird wie folgt geändert:

Kosten-
anteilsätze

§ 29. Die Kostenanteile betragen:

Finanzkraft- Spitäler Spitäler Krankenheime, Kranken-
index (Investitionen) (übrige heimabteilungen in Spitälern

Kostenanteile) und Pflegeabteilungen 
in Altersheimen

% % %

bis 105 81 65 50
106–107 73 57 42
108–109 69 53 34
110–113 64 48 27
114–117 60 44 20
118–121 56 40 15
122–125 51 35 10
126–129 40 24 6
130 und mehr 37 21 3

Abs. 2–4 unverändert.

II. Diese Änderung tritt nach Genehmigung durch den Kantons-
rat am 1. Januar 2004 in Kraft.

III. Veröffentlichung in der Gesetzessammlung.

Zürich, 30. April 2003

Im Namen des Regierungsrates
Der Präsident: Der Staatsschreiber:
Buschor Husi


